
255. Entscheid vom 11. November 1897 in Sachen

Meyer=Nägeli und Huber.

I. Am 5. und 14. März 1897 nahm das Betreibungsamt

Birrhard zu Gunsten mehrerer Gläubiger, darunter der Erben

des Kaspar Wülser in Birrhard und des Advokaten A. Gredinger

in Zürich, gestützt auf vorausgegangene, unwidersprochen geblie¬

bene Zahlungsbefehle bei den betriebenen Schuldnern, den Brüdern

Samuel und Johann Jakob Wüest in Langen, Birrhard, Pfän¬

dungen vor. Und zwar wurde der ideelle Anteil der Schuldner

an der Erbschaft ihres Bruders Johann Wüest mit Beschlag be¬

legt. Dieser Bruder war seiner Zeit nach Amerika ausgewandert.

Am 21. Mai 1897, also nach Vollzug der erwähnten Pfän¬

dungen, wurde er vom Bezirksgericht Brugg als tot erklärt. Nach

der Todeserklärung verlangten zwei weitere Gläubiger, J. Meyer¬

Nägeli in Wohlenschwyl und Witwe Huber, Vorstands, in Mä¬

genwyl, für ihre ebenfalls in Betreibung gesetzten und nicht

bestrittenen Forderungen an die Brüder Samuel und Johann

Jakob Wüest von 1496 Fr. 40 Cts. und 3760 Fr. ihrerseits

Fortsetzung der Betreibung. Und am 10. Juli pfändete der Be¬

treibungsbeamte von Birrhard auch für diese den ideellen Anteil

am Vermögen des Bruders Johann Wüest im Schatzungswert

von 7300 Fr. ein, mit der Bemerkung, daß er den gleichen Erb¬

anteil schon für zwei Gläubigergruppen, Nr. 8 und 9, mit For¬



derungen im Betrage von 7241 Fr. und 1137 Fr. gepfändet

habe, für die die Teilnahmefrist vom 1. März bis 1. April, bezw.

vom 3. Mai bis 3. Juni 1897 gelaufen sei. Nun beschwerten

sich I. Meyer=Nägeli und Witwe Huber bei der untern Aufsichts¬

behörde dagegen, daß für die 8. Gläubigergruppe Vermögen, das

noch gar nicht den Schuldnern gehört habe, gepfändet worden sei

und verlangten, daß diese Pfändungen aufzuheben und daß in der

Pfändungsurkunde vom 10. Juli zu Gunsten der Beschwerdeführer

der entsprechende Passus zu streichen sei. Der Gerichtspräsident

von Brugg als untere Aufsichtsbehörde hieß die Beschwerde mit

Entscheid vom 24. Juli 1897 gut, weil gemäß § 866 des Erb¬

rechts und § 26 des Personenrechts für den Kanton Aargau die

Verlassenschaft des Johann Wüest den Schuldnern erst am

21. Mai 1897 angefallen, vorliegend somit vom Betreibungsamt

Birrhard Vermögen gepfändet worden sei, das noch gar nicht den

Schuldnern gehört habe. Demgemäß wurden die sämtlichen Pfän¬

dungen der Verlassenschaft des Johann Wüest, soweit sie vor dem

21. Mai 1897 stattgefunden hatten, aufgehoben und das Betrei¬

bungsamt Birrhard angewiesen, die Pfändungsurkunde der Be¬

schwerdeführer in diesem Sinne abzuändern.

II. Gegen diesen Entscheid rekurrierten die Erben des Kaspar

Wülser in Birrhard und Advokat Gredinger in Zürich, die zu

den betroffenen Gläubigern gehörten, an die kantonale Aufsichts¬

behörde. Erstere beschwerten sich zunächst darüber, daß ihnen keine

Gelegenheit zur Vernehmlassung gegeben worden sei und führten

sodann aus: I. Meyer=Nägeli und Witwe Huber seien zur An¬

fechtung der Pfändung der fraglichen Erbschaft nicht legitimiert

gewesen; wenn diese, wie behauptet werde, den Schuldnern noch

nicht angefallen gewesen, sondern sich noch im Vermögen des

Johann Wüest befunden habe, so habe auch dieser einzig gegen

die Beschlagnahme Einsprache erheben können. Sobald dies nicht

geschehen, sei die Pfändung rechtsgültig und unanfechtbar. Zudem

sei die Pfändung zukünftigen Vermögens nirgends verboten. Im

Gegenteil sei die Lohnpfändung und die Pfändung von hängenden

und stehenden Früchten ausdrücklich vorgesehen. Zudem hätten in

dieser Beziehung einzig die Schuldner sich beschweren können.

Jedenfalls aber sei der gepfändete Erbanteil im Zeitpunkte, als

J. Meyer=Nägeli und Witwe Huber die Pfändung angegriffen

hätten, im Vermögen der Schuldner gestanden. Auf diesen Zeit¬

punkt stellten sich somit die Einwendungen, die von denselben er¬

hoben worden seien, unter allen Umständen als unbegründet dar.

Zum Schlusse sei zu bemerken, daß, wenn I. Meyer=Nägeli und

Witwe Huber berechtigt wären, die Pfändung anzufechten, sie dies

auf dem Wege der gerichtlichen Klage und zwar im Kollokations¬

stadium thun müßten. A. Gredinger stellte sich in seiner Rekurs¬

schrift auf einen etwas andern Boden. Er machte geltend, er habe

ausdrücklich verlangt, daß die Pfändung gleich nach der Todes¬

erklärung des Johann Wüest vorgenommen werde. Wenn diese

nun vorher stattgefunden habe, so sei sie nicht ungültig, sondern

es sei einfach das Datum auf den 21. Mai zu verlegen. Es

hätte somit allerdings noch bis zum 21. Juni Anschlußpfän¬

dung verlangt werden können. Das Fortsetzungsbegehren von

J. Meyer=Nägeli und Witwe Huber sei aber erst nach diesem

Datum eingelangt, und es sei deshalb auch ihr Begehren um

Aufhebung der Pfändung für Gruppe 8 unbegründet. Er fügte

bei, daß er, um sich in nichts zu versehen, am 28. Juli 1897

gegen die Gebrüder Wüest neuerdings Pfändung verlangt habe,

ohne dies zwar für notwendig zu erachten, und daß, wie er glaube,

I. Meyer=Nägeli eine Vermögensabtretung gemacht habe, in

welchem Falle die geltend gemachte Forderung seinen verlustigen

Kreditoren, nicht ihm, zustände. Die kantonale Aufsichtsbehörde

hob mit Erkenntnis vom 27. August 1897 den Entscheid der

untern Aufsichtsbehörde auf und erklärte, daß es bei den an der

Verlassenschaft des Joh. Wüest am 5. und 14. März 1897 zu

Gunsten der Rekurrenten vorgenommenen Pfändungen sein Ver¬

bleiben habe. Es handle sich, führte sie aus, im Grunde um die

Frage, in welche Klasse die Forderungen der Parteien einzureihen

seien, diese Frage sei aber erst zu entscheiden, wenn das Betrei¬

bungsamt den Kollokationsplan aufgestellt haben werde. Dann

würden die Rekurrenten Gelegenheit haben, mittels gerichtlicher

Klage gemäß Art. 148 des Betreibungsgesetzes ihre Ansprüche

geltend zu machen und die Frage zum Entscheide zu bringen, ob

an der Erbanwartschaft der beiden Schuldner überhaupt Pfän¬

dungsrechte hätten erworben werden können oder nicht.



III. Gegen diesen Entscheid haben I. Meyer=Nägeli und Witwe

Huber rechtzeitig an das Bundesgericht rekurriert. Der Streit

drehe sich, machen sie geltend, darum, ob die gepfändete Erbschaft

zu Lebzeiten des Erblassers als eine rechtsgültige Handlung an¬

gesehen werden könne. Diese Frage sei von den Aufsichtsbehörden.

zu entscheiden und zwar sei sie mit der untern kantonalen Auf¬

sichtsbehörde zu verneinen, wofür auf § 970 des aargauischen

bürgerlichen Gesetzbuches verwiesen wird. Überdies wird angebracht:

Die Gläubiger, die an die kantonale Aufsichtsbehörde rekurrier

hätten ihren Standpunkt wieder aufgegeben, indem dieselben vom

10. Juli bis 10. August 1897 beim Betreibungsamt Birrhard

das Pfändungsbegehren erneuert hätten und in die gleiche Gruppe,

wie die Rekurrenten, eingewiesen worden seien; damit hätten die¬

selben auf die früheren Pfändungen vom März 1897 verzichtet.

Der Antrag geht dahin, es seien, in Aufhebung des Entscheides

der kantonalen Aufsichtsbehörde, die sämtlichen Pfändungen auf

die Erbschaft des Johann Wüest, soweit sie vor dem 21. Mai

1897 stattgefunden haben, als aufgehoben zu erklären und der

Entscheid des Gerichtspräsidenten von Brugg, vom 24. Juli 1897,

wieder herzustellen.

IV. Die kantonale Aufsichtsbehörde hat auf eine Vernehm¬

lassung verzichtet. Namens der Erben des Kaspar Wülfer bestreitet

Fürsprech Dr. E. Meyer in Zürich zunächst wegen Nichtwissen,

daß die Gläubiger, die den Rekurs an die kantonale Aufsichts¬

behörde ergriffen, ihren Standpunkt durch Einreichung neuer Fort¬

setzungsbegehren aufgegeben hätten. Wären aber auch solche neue

Begehren eingereicht worden, so müßte angenommen werden, daß

dieselben nur für den Fall gestellt worden seien, daß die früheren

Pfändungen im Beschwerdeverfahren aufgehoben würden. Im

übrigen wird im wesentlichen an dem, was vor der kantonalen

Aufsichtsbehörde geltend gemacht worden war, festgehalten und

namentlich betont, daß der einzige Weg, die Pfändung anzufech¬

ten, der in Art. 148 des Betreibungsgesetzes vorgeschriebene sei,

sowie daß auch eine nicht angefallene Erbschaft Gegenstand einer

Pfändung sein könne, insbesondere wenn sie, wie hier, mit Sicher¬

heit in kürzester Zeit Eigentum der Schuldner werden mußte und

auch thatsächlich geworden sei, somit bereits zur Zeit der Pfän¬

dung einen bestimmten Vermögenswert des Schuldners repräsen¬

tiert habe; die Berufung auf das gargauische Recht sei dem gegen¬

über unstichhaltig; von Bedeutung sei einzig, daß das eidgenössische

Betreibungsgesetz die Pfändung von Anwartschaften nicht aus¬

schließe, vielmehr die Pfändung von künftigen Sachen sogar

ausdrücklich gestatte. A. Gredinger beruft sich in seiner Antwort

vorerst auf seine Beschwerde an die kantonale Aufsichtsbehörde,

an deren Ausführungen er festhält. Er fügt bei: Die nachträg¬

liche Pfändung habe er bloß vorsorglicher Weise erklärt und seine

Beschwerderechte habe er damit keineswegs preisgeben wollen.

Überdies wird neuerdings darauf aufmerksam gemacht, daß

J. Meyer=Nägeli zur Beschwerde nicht legitimirt sei, da er in

Konkurs gefallen sei und seine Forderung an die Gebrüder Wüest,

die schon vorher bestanden habe, somit der Masse und nicht ihm

zustehe.

Die Schuldbetreibungs= und Konkurskammer zieht

in Erwägung:

1. Gegen den Entscheid der untern kantonalen Aufsichtsbehörde,

durch den sämtliche vor dem 21. Mai 1897 auf die Verlassen¬

schaft des Johann Wüest ausgeführte Pfändungen aufgehoben

wurden, haben nur zwei der dadurch betroffenen Gläubiger, die

Erben Wülser und Advokat Gredinger, an die obere kantonale

Aufsichtsbehörde rekurriert. Es steht somit heute nur die Gültig¬

keit der zu Gunsten dieser beiden Gläubiger im März 1897 vor¬

genommenen Pfändungen in Frage. Die Rekurrenten machen nun

aber geltend, daß auch die beiden genannten Gläubiger, die den Ent¬

scheid der untern Aufsichtsbehörde angefochten haben, ihren Stand¬

punkt dadurch preisgegeben hätten, daß sie nachträglich neue Fort¬

setzungsbegehren stellten. Allein wenn auch, was übrigens nur für

A. Gredinger dargethan ist, jene Gläubiger vor Erledigung der

vorliegenden Beschwerdeangelegenheit neuerdings beim Betreibungs¬

amt Birrhard Fortsetzung der Betreibung verlangt haben,

geschah dies doch offenbar nur vorsorglicher Weise für den Fall,

daß die Beschwerde zu ihren Ungunsten entschieden werden würde,

und es kann daraus nicht geschlossen werden, daß sie auf ihren

grundsätzlichen Standpunkt, daß die Pfändungen vom März 1897

aufrecht zu erhalten seien, verzichten wollien, zumal da sie ja



ihren Rekurs an die kantonale Aufsichtsbehörde keineswegs zurück¬

gezogen haben und auch jetzt darauf beharren, daß jene Pfän¬

dungen gültig seien.

2. Anderseits ist es für den Entscheid der heute streitigen Frage

völlig gleichgültig, ob der eine der Rekurrenten, J. Meyer=Nägeli,

seiner Zeit in Konkurs gefallen sei und ob deshalb die Forderung,

für die er unterm 10. Juli gegen die Gebrüder Wüest Pfändung

ausgewirkt hat, seiner Zeit zur Masse hätte gezogen werden sollen.

A. Gredinger, der sich hierauf beruft und daraus schließt, daß

J. Meyer=Nägeli zur Beschwerde nicht legitimiert sei, behauptet

selbst nicht einmal, daß derselbe nicht mehr Gläubiger jener For¬

derung sei, sondern er sagt nur, daß er dieselbe seinen Gläubigern

als Aktivum hätte angeben und zur konkursmäßigen Liquidation

überlassen sollen. Ist dies aber nicht geschehen, so können wohl

die zu Verlust gekommenen Konkursgläubiger unter Umständen

noch nachträglich auf jene Forderung greifen; aber dritte, die mit

ihm bei der Eintreibung derselben in Konkurrenz getreten sind,

können ihm deshalb seine Gläubigerqualität nicht abstreiten.

3. Ebensowenig ist der andere, von A. Gredinger vertretene

Standpunkt haltbar, daß einfach das Datum der Pfändung auf

den 21. Mai 1897 zu verlegen und daß unter dieser Annahme

die Frage nach der Gültigkeit der Pfändungen, bezw. nach der

Begründetheit der Beschwerde des J. Meyer=Nägeli und der Witwe

Huber zu beantworten sei. Die Pfändungen sind thatsächlich nicht

am 21. Mai, sondern im März vorgenommen worden, und dem

Entscheid kann nun nicht ein anderer, fingierter Thatbestand zu

Grunde gelegt werden. Gleichgültig ist es dafür auch, ob Gre¬

dinger seiner Zeit das Fortsetzungsbegehren in dem Sinne gestellt

habe, daß die Pfändung erst auf den Tag der Todeserklärung

vorzunehmen sei. Denn der Betreibungsbeamte hat sich eben an

diese — übrigens unbewiesene — Weisung nicht gehalten und da

es unmöglich ist, die behauptete Nichtbeachtung derselben zu re¬

dressieren, so bleibt in dieser Beziehung dem A. Gredinger höch¬

stens noch die Verantwortlichkeitsklage nach Art. 5 des Betrei¬

bungsgesetzes.

4. Dadurch, daß die kantonale Aufsichtsbehörde den erst¬

instanzlichen Entscheid aus materiellen Gründen aufgehoben hat,

ist für sie die formelle Beschwerde, die die Erben Wülser gegen

denselben erhoben haben, daß er nämlich zu Stande gekommen,

ohne daß sie zuvor angehört worden seien, gegenstandslos gewor¬

den. Vor Bundesgericht sind die Erben Wülser auf ihren for¬

mellen Standpunkt nicht mehr zurückgekommen, und es ist deshalb

darauf nicht mehr einzutreten, zumal da ihnen vor den obern

Instanzen das rechtliche Gehör in vollem Umfange gewährt

worden ist.

5. Der Einwand, daß J. Meyer=Nägeli und Witwe Huber

zur ursprünglichen Beschwerde und zum gegenwärtigen Rekurs

nicht legitimiert gewesen seien, da ein Einspruchsrecht nur den

Schuldnern und dem Johann Wüest als Dritteigentümer des

gepfändeten Vermögens zugestanden sei, erledigt sich mit der

Fixierung der im vorliegenden Verfahren zu entscheidenden Haupt¬

frage. Diese besteht lediglich darin, ob das Objekt der Pfändungen

vom März 1897 nicht unpfändbar gewesen und ob deshalb jene

Pfändungen nicht aufzuheben seien. An der Beantwortung dieser

Frage haben die Beschwerdeführer I. Meyer=Nägeli und Witwe

Huber ein wesentliches Interesse, da es davon abhängt, ob die für

sie im Juli ausgeführte Pfändung einen materiellen Wert habe

oder nicht. Es ist daher klar, daß sie zur Anfechtung jener

früheren Pfändungen, von denen sie behaupten, daß sie ungesetzlich

seien, legitimiert sind. Wenn dagegen eingewendet wird, daß die

Schuldner gegen die Pfändungen nicht aufgetreten und daß letztere

dadurch unanfechtbar geworden seien, so ist hierauf zu bemerken,

daß die Interessen der Schuldner und diejenigen der nachfolgenden

Gläubiger sich durchaus nicht immer decken und daß deshalb den

letztern ein selbständiges Beschwerderecht gegen ungesetzliche Maß¬

nahmen des Betreibungsamtes, durch die sie sich für benachteiligt

halten, eingeräumt werden muß. Der weitere Einwand aber, daß

die streitige Frage dadurch entschieden sei, daß der Dritteigentümer

des gepfändeten Vermögens gegen die Pfändung keine Einsprache

erhoben habe, ist deshalb hinfällig, weil er auf einer unrichtigen

thatsächlichen Unterlage beruht: Die Pfändungen vom März 1897

bezogen sich keineswegs auf Gegenstände, die sich noch im Ver¬

mögen eines Dritten, des Johann Wüest befanden, sondern auf

den Erbanteil der Schuldner am Nachlasse des letztern, von



dem angenommen wurde, daß er bereits einen Bestandteil des

Vermögens derselben bilde. Es handelte sich nicht um die Pfän¬

dung einer Sache, deren Zugehörigkeit zum Vermögen der Schuld¬

ner bestritten war, sondern um die Beschlagnahme einer Anwart¬

schaft, die unbestrittenermaßen den Schuldnern zustand; zu einem

Verfahren nach Art. 106 und 107 oder 109 des Betreibungs¬

gesetzes war somit überall kein Raum; und von einer Konvales¬

cenz der Pfändungen infolge Nichtanfechtung des Erblassers, dessen

Vermögen durch dieselben in keiner Weise angegriffen wurde, kann

keine Rede sein.

6. Mit der Feststellung der Streitfrage ist weiter auch die

Kompetenzfrage entschieden, und zwar im Sinne der Zuständig¬

keit der Aufsichtsbehörden. Diesen und diesen einzig liegt es ob,

zu prüfen und festzustellen, ob ein gepfändetes Objekt pfändbar

und ob deshalb die betreffende Verfügung des Betreibungsbeamten

aufrecht zu erhalten sei oder nicht. Hiefür ist im Betreibungsgesetz

der Rechtsweg nicht vorgesehen; es bleibt sonach bei der in Art. 17,

Alinea 1 aufgestellten Regel. Insbesondere ist es verfehlt, wenn

die Vorinstanz die Rekurrenten auf die gerichtliche Anfechtung des

Kollokationsplanes verweisen will. Einmal kann ein Kollokations-

plan nur je für eine Gläubigergruppe aufgestellt werden; denn

die Liquidationsobjekte sind ja für die verschiedenen Gruppen

durchaus nicht immer dieselben und auch wenn für eine spätere

Gruppe die nämlichen Gegenstände gepfändet worden sind, wie für

eine frühere, so kommt der erstern doch nur der Mehrerlös zu

(Art. 110, Abs. 3 des Betreibungsgesetzes). Und sodann sind auf

dem Wege der gerichtlichen Anfechtung des Kollokationsplanes

lediglich Streitigkeiten über den Bestand der Forderungen und über

ihren betreibungsrechtlichen Rang, bezw. über Vorrechte einzelner

Gläubiger auf den Erlös bestimmter Liquidationsobjekte zu erledi¬

gen; vorliegend aber hat man es nicht mit einer Streitigkeit die¬

ser Art zu thun, sondern einfach mit der Frage der Gültigkeit

einer Pfändung.

7. In dieser Beziehung ist nun zu bemerken: Den Gegenstand

der Pfändungen vom März 1897 bildete, wie bereits bemerkt, der

Anteil der Schuldner an einer ihnen noch nicht angefallenen

Verlassenschaft. Es wurde somit nicht etwas, das schon im Ver¬

mögen der Schuldner stand, mit Beschlag belegt, sondern eine

bloße Anwartschaft, ein Anteil an einer denselben möglicherweise

anfallenden Erbschaft. Eine solche Anwartschaft ist aber nicht ein

dem wirtschaftlichen und rechtlichen Verkehr unterworfener Gegen¬

stand, wie dies das aargauische bürgerliche Gesetzbuch in § 970

ausdrücklich hervorhebt. Sie kann nicht veräußert und nicht ver¬

pfändet werden und verschließt sich auch der Ausübung des Be¬

schlagsrechts der Gläubiger. Denn dieses erstreckt sich, wie aus

der ganzen Ordnung desselben im eidgenössischen Betreibungsgesetze

und namentlich aus den Bestimmungen über die Verwertung

gepfändeter Gegenstände hervorgeht, nur auf präsente, jetzt schon

liquidierbare Vermögenswerte, nicht auch auf bloße Aussichten,

die sich erst in der Zukunft realisieren und die daher vorher nicht

betreibungsrechtlich liquidiert werden können. Wenn die Erben

Wülser einwenden, das Betreibungsgesetz sehe doch auch die Pfän¬

dung zukünftiger Vermögenswerte, so des erst zu verdienenden

Lohnes und der hängenden und stehenden Früchte einer Liegen¬

schaft, vor, so ist hierauf zu erwidern, daß man es hiebei mit

durchaus singulären Erscheinungen zu thun hat, aus denen auf

ein allgemeines Prinzip nicht geschlossen werden kann. Daß man

es aber vorliegend mit einem Anteil an der noch nicht verfallenen

Erbschaft eines Verschollenen zu thun hat, ändert an deren Un¬

pfändbarkeit nichts. Die Todeserklärung wirkt nach aargauischem

Rechte gemäß den §§ 26 und 866 des bürgerlichen Gesetzbuches

auch mit Bezug auf die Rechte an der Verlassenschaft ex nunc,

d. h. es ist so anzusehen, als ob erst auf den Zeitpunkt derselben

der Erbfall eingetreten sei. Durchaus unerheblich ist es dabei,

daß die Todeserklärung in naher Aussicht stand und deshalb der

Erbfall mit Sicherheit zu erwarten war; denn dadurch wurde die

Natur des gepfändeten Objekts, auf die es für die Frage der

Pfändbarkeit ankommt, in keiner Weise verändert. Ebensowenig ist

für die entscheidende Frage der Umstand von Einfluß, daß that¬

sächlich der Erbfall eingetreten und die Erbschaft den Schuldnern

zugefallen ist; insbesondere ist nicht einzusehen, warum die Rekur¬

renten deshalb, weil im Momente der Beschwerdeführung ein

pfändbares Objekt in der Erbquote der Schuldner vorhanden war,

ihre Einspruchsrechte gegen die Pfändungen vom März 1897,



die eben nicht auf eine angefallene Erbschaft gerichtet waren, nicht

mehr hätten sollen geltend machen dürfen.

Demnach hat die Schuldbetreibungs= und Konkurskammer

erkannt:

Der Rekurs wird begründet erklärt und demgemäß, unter Auf¬

hebung des Entscheides der Vorinstanz, derjenige der untern

Aufsichtsbehörde vom 24. Juli 1897 wieder hergestellt.


